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rechtzeitig nachkommen kann, so ist er verpflichtet, 
dies dem anderen Vertragspartner unverzüglich, jedoch 
spätestens 14 Tage vor Beginn des gemäß § 4 ver­
einbarten Lieferzeitraumes unter Angabe der Gründe 
und der zur Beseitigung des Hindernisses ergriffenen 
Maßnahmen anzuzeigen. Handelt es sich um eine nicht 
rechtzeitige Lieferung, so ist der Termin, zu dem diese 
erfolgen wird, anzugeben.

§ 9
Gewicht der Lieferungen

(1) Das Gewicht der Lieferung ist durch Fuhrwerks­
waage auf der Verladestation festzustellen. Das fest­
gestellte Gewicht ist vom Wäger im Frachtbrief zu be­
stätigen. Ergibt sich auf der Empfangsstation durch 
Verwiegen des beladenen und entladenen Waggons 
oder durch Einzelverwiegen auf der Fuhrwerkswaage 
bei einer Transportdauer unter 48 Stunden eine Diffe­
renz bis einschließlich 1 % und bei einer Transport­
dauer über 48 Stunden eine Differenz bis einschließlich 
2 % gegenüber dem auf der Verladestation durch Fuhr­
werkswaage ermittelten Gewicht der Lieferung, so ist 
diese Differenz vom Besteller zu tragen. Die jeweils 
diese Prozentsätze übersteigenden Differenzen sind bei 
Lieferungen aus dem für den Besteller zuständigen 
DSG-Handelsbereich vom Lieferer und vom Besteller, 
bei Lieferungen aus anderen DSG-Handelsbereichen 
vom Dritten und vom Besteller zu gleichen Teilen zu 
tragen. Die Mitteilung über die Gewichtsdifferenz ist 
bei Lieferungen aus dem für den Besteller zuständigen 
DSG-Handelsbereich innerhalb von 24 Stunden nach 
Feststellung an den Lieferer und bei Lieferungen aus 
anderen DSG-Handelsbereichen innerhalb der gleichen 
Frist an den Lieferer und den Dritten schriftlich abzu­
senden. Der Besteller hat bei Lieferungen aus dem für 
ihn zuständigen DSG-Handelsbereich innerhalb der 
gleichen Frist die Wiegefahnen und -karten an den 
Lieferer und bei Lieferungen aus anderen DSG- 
Handelsbereichen an den Dritten abzusenden. In Zwei­
felsfällen gilt als Tag der Absendung das Datum des 
Poststempels. Bei Nichteinhaltung einer der genannten 
Fristen trägt der Besteller die gesamte Gewichts­
differenz.

(2) Ist ein Verwiegen durch Fuhrwerkswaage auf der 
Verladestation nicht möglich, so ist das Gewicht durch 
bahnamtliches Verwiegen des beladenen Waggons auf 
der Verlade- oder einer Zwischenstation festzustellen. 
Wird auf Antrag des Bestellers eine Leerverwiegung 
des auf der Verlade- oder einer Zwischenstation ver- 
wogenen Waggons durchgeführt, so ist eine auf der 
Empfangsstation sich ergebende Taragewichtsdifferenz 
bis zu 2 % des angeschriebenen Eigengewichts des 
Waggons nicht zu berücksichtigen. Für die Anzeige der 
2 % übersteigenden Taragewichtsdifferenz und die Vor­
lage der Wiegekarten gilt die im Abs. 1 getroffene Rege­
lung. Diese Differenz hat der Vermehrer zu tragen. Bei 
Nichteinhaltung einer der genannten Fristen trägt die 
2% übersteigende Taragewichtsdifferenz der Besteller.

(3) Die Kosten des Verwiegens auf der Verlade- oder 
Zwischenstation trägt der Vermehrer. Die Kosten des 
Leerverwiegens auf der Empfangsstation trägt der Be­
steller, sofern eine Taragewichtsdifferenz von nicht mehr 
als 2 % des angeschriebenen Eigengewichts des Waggons 
festgestellt wird. Übersteigt die Gewichtsdifferenz 2%, 
so trägt die Kosten der Vermehrer.

(4) Bei Lieferung durch Fahrzeuge des Vertragspart­
ners des Vermehrers oder bei Selbstabholung beim 
Vermehrer ist das durch Fuhrwerkswaage oder Einzel­
verwiegung ermittelte Gewicht maßgebend. Die Kosten 
der Verwiegung trägt der Vermehrer.
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(5) Wird weniger als die disponierte Menge verladen, 
so hat der Vermehrer den tarifmäßigen Frachtunter­
schied zu tragen. Fehlmengen bis zu 10% bleiben un­
berücksichtigt. Die abgeschlossenen Vermehrungsver­
träge und Lieferverträge gelten als erfüllt, wenn die 
vertraglich gebundenen Mengen zwischen 95 % und 
105 % realisiert sind.

(6) Das Eigengewicht des Verpackungsmaterials, der 
Vorsatz- und Trennungsbretter ist vom Gewicht der 
Ladung auf dem Frachtbrief abzusetzen.

§ 10
Rechnungserteilung

(1) Bei Lieferungen aus dem für den Besteller zu­
ständigen DSG-Handelsbereich ist der Lieferer ver­
pflichtet, dem Besteller innerhalb von 3 Werktagen 
nach Versand der Ware Rechnung zu erteilen.

(2) Bei Lieferungen aus anderen DSG-Handelsberei­
chen ist der Dritte verpflichtet, spätestens am dritten 
Werktage nach Versand der Ware dem Lieferer Rech­
nung zu erteilen. Der Lieferer ist verpflichtet, innerhalb 

• von weiteren 3 Werktagen dem Besteller Rechnung 
zu erteilen.

(3) In Zweifelsfällen gilt als Tag der Inrechnung­
stellung das Datum des Poststempels.

§ 11 
Vertragsstrafe

Die Vermehrungsverträge und die Lieferverträge 
haben Vertragsstrafen in folgender Höhe zum Inhalt:
1. bei Verzug mit der Lieferung, Verzug mit der Er­

teilung der Versanddisposition, Verzug mit der 
Rechnungserteilung, Verzug bei der Abnahme oder 
der Stellung eines Akkreditivs 0,5 % des Wertes 
des Vertragsgegenstandes oder des betroffenen 
Teiles des Vertragsgegenstandes für jeden Tag der 
Vertragsverletzung, jedoch nicht mehr als 6%;

2. bei nicht qualitätsgerechter Lieferung 10 DM je 
Prozent des vom Gutachter festgesetzten Minder­
wertes, bezogen auf 150 dz, es sei denn, daß der 
gesamte Inhalt eines Waggons vom Gutachter als 
Pflanzgut verworfen und in diesem Falle 10% des 
Gesamtwertes der Waggonladung zu berechnen 
sind;

3. bei Nichteinhaltung der Vereinbarungen über das 
Sortiment oder die Art und Weise der Verpackung 
5% des Wertes des Vertragsgegenstandes;

4. bei Nichterfüllung, einschließlich vertragswidriger 
Nichtabnahme, 10 % des Wertes des Vertragsgegen­
standes oder des betroffenen Teiles des Vertrags­
gegenstandes. Das gleiche gilt bei Rücktritt wegen 
nicht rechtzeitiger Lieferung.

Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 36 Abs. 2 
des Vertragsgesetzes.

§ 12
Qualitätsvorschriften

(1) Für die Qualität des zu liefernden Pflanzgutes gilt 
der Standard für Pflanzkartoffeln, soweit nicht vom 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft eine Geneh­
migung gemäß § 7 Abs. 5 der Anordnung Nr. 3 vom
20. Juni 1956 über die Neuregelung des Saat- und 
Pflanzgutwesens (GBl. I S. 641) erteilt ist.

(2) Für die inneren Werte der Pflanzkartoffeln gelten 
die Wertzahlen der gültigen Grundregel für die An­
erkennung des Saat- und Pflanzgutes von landwirt­
schaftlichen Fruchtarten, Korbweiden, Gemüse sowie 
Arznei- und Gewürzpflanzen, soweit nicht( vom Mini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft eine Genehmi-


